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Das Treffen wird um 15.08 Uhr unter dem gemeinsamen Vorsitz von Herrn Nexhat Daci, 
Vorsitzender der Parlamentarischen Versammlung des Kosovo (im Folgenden PVK), und Frau 
Doris Pack, Vorsitzende der Delegation für die Beziehungen zu den Ländern Südosteuropas des 
Europäischen Parlaments, eröffnet.

Herr Daci eröffnet das Treffen, begrüßt alle Teilnehmer und stellt die Mitglieder der Delegation 
des Kosovo vor.

Frau Pack ist erfreut über das Treffen, welches die Fortsetzung eines interessanten Erfahrung 
ist, insbesondere da das Europäische Parlament normalerweise nur parlamentarischen 
Delegationen zusammentrifft, die ganze Staaten vertreten. Sie stellt die Mitglieder der 
Delegation des Europäischen Parlaments vor und entschuldigt sich für die Abwesenheit einiger 
Mitglieder, die früher abreisen mussten.

1. Annahme des Entwurfs der Tagesordnung
Die Tagesordnung wird angenommen.

2.  Tätigkeit der lokalen Institutionen des Kosovo und Standards für eine demokratische 
und multi-ethnische Gesellschaft

Herr Daci, erinnert in seinem Beitrag über die PVK daran, dass diese 2003 37 Sitzungen 
gegenüber 27 Sitzungen im Jahr 2002  abgehalten hat. Er betont, dass es nicht den Tatsachen 
entspräche, dass die PVK keine dynamische Institution und nicht in der Lage sei, den Initiativen 
der UNMIK oder der Regierung zu folgen. Er bekräftigt seinen Willen und seine persönliche 
Verpflichtung, das parlamentarische Mandat, mit dem Ziel, monatlich sechs Gesetze zu 
verabschieden, weiterzuentwickeln.

Frau Pack stellt fest, dass das Hauptproblem die von der PVK zu Beginn ihres Mandats 
verlorene Zeit sei und dass jetzt die Zeit für schnelleres Handeln gekommen wäre, insbesondere 
bei bestimmten wichtigen Themen. Beispielsweise habe es nach der Machtübergabe der 
UNMIK an die provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen zahlreiche unbefriedigende 
Situationen gegeben, wie beispielsweise heute zu einem früheren Zeitpunkt in einem Gespräch 
mit dem für Rückkehrer und Gemeinschaften zuständigen interministeriellen Koordinator der 
Regierung, Herrn Todorovic, dargelegt, der erklärt habe, dass ihm eine wirksame Arbeit nicht 
möglich sei. Sie erkundigt sich, warum das Parlament Herrn Todorovic im Rahmen der 
Aussprache über Flüchtlinge nicht zu einer Anhörung eingeladen hat. Allgemein ist sie der 
Auffassung, dass im Kosovo substantiellere Beziehungen zwischen den Parlament und den 
Mitgliedern der Regierung erforderlich sind.

Herr Daci stellt fest, dass es ein Missverständnis gegeben hat. Die von Frau Pack erwähnte 
Sitzung des Parlaments wurde von einem Vizepräsidenten geleitet, der Herrn Todorovic nicht 
kannte. Er versichert ihr jedoch, dass derartige Zwischenfälle in Zukunft nicht noch einmal 
vorkommen würden.
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Herr Ivanovic antwortet, dass Herr Todorovic, die Möglichkeit und die Gelegenheit erhalten 
sollte, zum Parlament zu kommen und gehört zu werden obwohl er nicht die Funktion eines 
Ministers habe, sondern interministerieller Koordinator sei. Zu seinem Bedauern habe er 
festgestellt, dass die Aktivitäten des Parlaments manchmal durch extremen Nationalismus und 
mangelnde Transparenz gekennzeichnet seien. Es sei richtig, festzustellen, dass das Parlament 
verschiedene Gesetze verabschiedet habe, sie seien jedoch oft von geringer Qualität und durch 
widersprüchliche Inhalte gekennzeichnet!  Zu viele Gesetze und Gesetzesentwürfe, die durch 
die PVK geprüft würden, hätten den einzigen Zweck, die Unabhängigkeit Kosovos 
voranzubringen!

Herr Haliti stellt klar, dass er der Vorsitzende der von Frau Pack genannten Sitzung gewesen 
ist und seiner Auffassung nach richtig gehandelt hat.  Die Aussprache über Flüchtlinge an dem 
fraglichen Tag wurde tatsächlich durch ein Fehler des Sekretariats der PVK auf die 
Tagesordnung gesetzt und sollte eigentlich nicht stattfinden. Außerdem musste der 
interministeriellen Koordinator, da er begonnen hatte, das Parlament zu beleidigen, die Sitzung 
verlassen und die Aussprache auf eine andere Tagung vertagt werden.

Mr. Kosumi stellt klar, dass auf  eine gewisse Minderheit laut Geschäftsordnung natürlich die 
Möglichkeit habe, Forderungen zu stellen oder Positionen im Parlament zu vertreten, dass die 
Koalition "Povratak" jedoch die Tendenz habe, sobald sie gegen einen einzelnen Satz in einem 
Gesetzentwurf sei, die Meinung des Juristischen Dienstes einzuholen, wodurch die Tätigkeit des 
Parlaments regelmäßig blockiert werde.
Zur Funktionsfähigkeit der provisorischen Institutionen stellt er fest, dass diese, so lange die 
Kompetenzen nicht geklärt seien, nicht in der Lage seien, den gewünschten Standard zu 
erreichen, obwohl ihnen diese gut bekannt sein. Die provisorischen Institutionen des Kosovo 
hätten nicht die Mittel, um die Standards zu erreichen!

Mr. Hyseni stellt fest, dass die provisorischen Institutionen des Kosovo beachtliche 
Schwierigkeiten überwinden müssten, um die erwähnten Standards zu erreichen.  Es sei auch für 
Demokratien, die um einiges stabiler als Kosovo sind, schwierig, diese Standards zu erfüllen.
Trotzdem seien diese "Standards" die erforderlichen Bedingungen, die erfüllt werden müssen, 
um dem Kosovo eine Zukunft zu sichern. Diese müssten von allen Gemeinschaften im Kosovo 
anerkannt werden. Immerhin gebe es auch im Kosovo die Hoffnung auf eine gewisse Freiheit, 
die der Grund dafür gewesen sei, weshalb die provisorischen Institutionen die internationale 
Gemeinschaft mit Nachdruck gebeten hätten, ihnen ausreichend Macht zuzugestehen, um 
demonstrieren zu können, dass sie ihren Verantwortungen gerecht werden können.
Beispielsweise habe die PVK darum gebeten, aktiv mit dem ICTY zusammen arbeiten zu 
können, es sei ihr jedoch mitgeteilt worden, dass sie nicht die Kompetenz für die 
Verabschiedung eines Gesetzes über die Zusammenarbeit mit dem ICTY habe!  Er sei davon 
überzeugt, dass es auf Seiten der im Kosovo tätigen Vertreter der internationalen Gemeinschaft 
eine mangelnde Koordinierung gebe, wodurch innerhalb und außerhalb der Region ein negatives 
Image entstanden sei, das korrigiert werden müsse. Eine weitere Frage, die geklärt werden 
müsse, sei die Bestimmung im Verfassungsrahmen von 2001, wonach es bestimmten 
Gemeinschaften gestattet ist, bestimmte Gesetze abzulehnen: diese Festlegung sei so oft 
missbraucht worden, dass jetzt systematisch gegen jeden einzelnen Gesetzentwurf oponiert 
werde.
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Baroness Ludford ist erstaunt zu hören, dass die provisorischen Institutionen Kosovos mehr 
Macht einfordern, obwohl sie offensichtlich nicht einmal in der Lage seien, die in ihren 
Kompetenzbereich fallenden Angelegenheiten zu klären. Sie verweist auf Beispiele, in denen 
die PVK ebenfalls ihre Kompetenzen überschritten habe (Entschließung zu den Grenzen mit der 
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, Entschließung zur Aufhebung aller im 
Kosovo nach dem Ende der Autonomie der Provinz 1989 angenommenen Rechtsvorschriften 
usw.). Sie räumt ein, dass die Koordinierungsmechanismen zwischen der UNMIK und der 
Regierung enorm verbessert werden müssen, dass jedoch ein Großteil der Verantwortung bei 
den Institutionen des Kosovo selbst liegt. Sie erkundigt sich, wie sie jetzt beabsichtigen 
vorzugehen, um die Standards zu erreichen, beispielsweise solche grundlegenden Standards wie 
die Zahlung von Steuern und Gebühren durch die Bevölkerung und ermutigt die Mitglieder des 
Parlaments, gegenüber ihren Wählern in diesen Fragen bestimmt aufzutreten.

Herr Sejdiu bestätigt, dass der Kosovo über ein großes Potenzial verfügt und seine Institutionen 
Kapazitäten haben, um mehr Verantwortung zu übernehmen. Er stellt fest, dass die 
provisorischen Institutionen Kosovos sich natürlich der Notwendigkeit bewusst seien, die 
Rechtsvorschriften und Verwaltungsmethoden auf den von der UNMIK angenommenen 
Verfassungsrahmen abzustimmen, dass das Problem jedoch darin bestehe, dass sie kein klares 
Bild darüber hätten, wer für welchen Bereich verantwortlich sei und ihnen nicht klar sei, was in 
der Zukunft passieren werde.
In Antwort auf die Anschuldigungen gegenüber der PVK, außerhalb ihrer Machtbefugnisse tätig 
zu sein, erläutert er, dass diese Entschließungen angenommen wurden, da die Grenzen Kosovos 
geschützt werden mussten und parallele Strukturen anderer Behörden illegal waren, was auch 
von der UNMIK und der OSZE bestätigt wurde.

Herr Krstovic erläutert, dass die Mitglieder der Koalition "Povratak" sich derzeit wegen der 
Wandbilder des Gebäudes nicht an der parlamentarischen Arbeit beteiligen. Derzeit ist für 
dieses Problem noch keine Lösung gefunden worden und er fragt sich, wann es so weit sein 
wird.
Er stellt fest, dass die Koalition nicht beabsichtigt habe, die parlamentarischen Arbeit zu 
verzögern, sie sei jedoch eine " schwache" Fraktion gewesen, bestehend aus sehr wenigen 
Mitgliedern, und mehr als einmal sei sie gezwungen gewesen, die Einbeziehung von Themen in 
die Tagesordnung des Parlaments zu akzeptieren, die die Kompetenz der Institutionen 
überschreite. Er stellt klar, dass es nicht der Tatsache entspricht, dass die Koalition "Povratak" 
jeden Gesetzesentwurf in Frage gestellt habe, sondern nur die, bei denen Einwände erforderlich 
waren: beispielsweise erörterte das Parlament derzeit ein Gesetz über ein Liegenschaftskataster 
und die Koalition habe die Frage aufgeworfen, wie dieses Kataster eingerichtet werden könne, 
wenn sich im Moment mehr als 200.000 Flüchtlinge außerhalb des Landes befänden und 
deshalb nicht in der Lage seien, sich am Prozess der Registrierung ihrer Eigentumsrechte zu 
beteiligen. In diesem Zusammenhang stellt er fest, dass parallele Strukturen beseitigt werden 
würden, aber nur, wenn die Standards für eine demokratische und multi-ethnische Gesellschaft 
im Kosovo gewährleistet seien.
Bezüglich des Vorfalls mit Herrn Todorovic teilt er die Ansicht, dass die Sache nicht 
hinzunehmen sei, spricht jedoch die Hoffnung aus, dass nach dieser Erfahrung künftig mehr 
Toleranz und Verständnis gezeigt werde.
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Frau Pack findet es bezogen auf die Vorredner beschämend, dass einige Parlamentarier Herrn 
Todorovic nicht kennen, obwohl er Mitglied der Regierung ist. Sie kenne ihn, obwohl sie 
Ausländerin sei! Dann wendet sie sich an die Mitglieder der Koalition "Povratak" und stellt fest, 
dass sie den Sitzungssaal zu oft unter einem Vorwand verließen und ihre Haltung 
kontraproduktiv sei. Sie fordert sie auf, wenn sie beabsichtigen, Protest einzulegen, es im 
Parlament zu tun. Herrn Krstovic antwortet sie auf die Feststellung, dass die Koalition eine 
"schwache" Fraktion sei, dass ihrer Auffassung nach die Verantwortung allein bei ihnen liege, 
da sie vor den Parlamentswahlen ihre Kandidaten und Wähler ungenügend vorbereitet hätten.
Zu den Wandbildern im Parlament stellt sie fest, dass die Entscheidung, "nur die albanische 
Geschichte" wiedergebende Gemälde anzubringen, nicht klug gewesen sei und natürlich eine 
gewisse Sensibilität vermissen lasse. Es wäre möglich gewesen, stattdessen Kunstwerke 
moderner Künstler anzubringen. Zum Liegenschaftskataster betont sie, dass das Eigentum der 
Serben natürlich nicht ohne deren Einverständnis verkauft werden könne; wenn jedoch 
andererseits das Liegenschaftskataster eingerichtet werden müsse, um mit der Privatisierung 
voranzukommen, dann müsse der Prozess jedoch aus zwingenden wirtschaftlichen Gründen 
angetrieben werden.
Abschließend unterstützt sie die von Baroness Ludford geäußerte Meinung, dass es notwendig 
sei, dass die Bürger im Kosovo endlich ihre Rechnungen bezahlten.

Herr Haliti möchte klarstellen, dass er keineswegs beschämt sein müsse, wenn er nicht wisse, 
wer Herr Todorovic sei.

Herr Daci erinnert daran, dass der Präsident des Europäischen Parlaments, Herr Cox, während 
seines letzten Besuchs im Kosovo ebenfalls die Frage unbezahlter 
Rechnungen aufgeworfen hat.  Die Bürger hätten in den ersten zwei bis weitere drei Jahren nach 
dem Ende des Krieges und während des Wiederaufbaus allmählich begonnen, ihre Rechnungen 
für Dienstleistungen zu bezahlen, er bedauert jedoch, sagen zu müssen, dass die Serben im 
Moment überhaupt nichts bezahlten!
Hinsichtlich der Beziehung zur UNMIK stellt er mit Bedauern fest, dass die UNMIK, als die 
Reihenfolge der anzunehmenden Gesetze festgelegt wurde, die Prioritäten des Kosovo nicht 
berücksichtigt habe.
Zu den Wandgemälden versichert er, dass das kulturelle Erbe der anderen Gemeinschaften auch 
gezeigt werde, und dass eine angemessene Lösung dafür gefunden werde. Er empfiehlt den 
geschätzten serbischen Kollegen mit Nachdruck, nicht gerichtlich gegen Gesetze des Kosovos 
vorzugehen. Dies sei nicht der richtige Weg.

Herr Bajrami fordert die Teilnehmer auf, daran zu denken, dass die Gemälde des Parlaments 
nicht das wichtigste Thema seien. Die provisorischen Institutionen des Kosovo seien auf der 
Grundlage demokratischer Wahlen gebildet worden und die PVK habe beachtliche Erfolge 
erzielt. Trotz gewisser "Frustrationen" versuchten die Mitglieder des Parlaments, ernsthaft ihren 
Aufgaben gerecht zu werden.  Ernsthafte Mängel seien das Fehlen einer legislativen Strategie 
und einer Prioritätenliste, das schwerfällige Legislativverfahren und das Fehlen einer zentralen  
Agentur für die Annäherung der Rechtsvorschriften an den im Kosovo vorhandenen 
Rechtsrahmen und an das Gemeinschaftsrecht. In diesem Zusammenhang sei ungerecht, zu 
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behaupten, die Bedingungen zur Anwendung einer wirklichen europäischen Rechtsetzung seien 
im Kosovo nicht gegeben.
Auch unter juristischem Gesichtspunkt bedauert er, feststellen zu müssen, dass die Kosovoer 
sehr geringe oder gar keine Kompetenzen haben.

Frau Quisthoudt-Rowohl erkundigt sich, wer die Regierung tatsächlich gewählt habe und was 
die Institutionen des Kosovo bezüglich der sehr hohen Arbeitslosenrate, die in ihren Augen eine 
soziale Zeitbombe sei, unternehmen. Sie erkundigt sich in diesem Zusammenhang, ob die 
Parlamentarier über ein wirkungsvolles Kommunikationssystem mit den lokalen Behörden 
verfügen.

Herr Savic fordert seine Kollegen auf, sich die reale Situation im Zusammenhang mit der 
Wahrnehmung der Legislativfunktion anzusehen. Es sei nicht nur wichtig, Rechtsvorschriften zu 
verabschieden, sondern auch, sich mit deren Qualität zu befassen. Überhaupt sei der Zeitraum, 
der den provisorischen Institutionen im Kosovo für die Erreichung der Standards zugestanden 
worden sei, sehr kurz, wenn man bedenke, dass der Beginn der Debatte über den künftigen 
Status des Kosovo für 2005 vorgesehen sei. Er betont, dass die Entscheidung über den Status 
zum richtigen Zeitpunkt getroffen werden sollte, d. h. nach dem die Standards erreicht worden 
sind.
Er teilt die Ansicht von Baroness Ludford, dass die PVK sich oft mit Angelegenheiten befasst 
habe, die außerhalb ihres Kompetenzbereiches lägen. Außerdem seien mit Blick auf die 
Standards für eine demokratische, multi-ethnische und nicht diskriminierende Gesellschaft 
einige Rechtsvorschriften nicht angemessen. Beispielsweise wurde der Entwurf des Gesetzes 
über die höhere Schulbildung zweimal abgelehnt, da er sich als diskriminierend für die serbische 
Minderheit erwiesen hat. Wie könnten die serbischen Kinder in den Enklaven ausgebildet 
werden? Die Geschichte werde im Unterricht einseitig vermittelt! Für die Serben sei es nicht 
genug, nur einige "Konzessionen" zu erhalten!

Herr Daci fordert die Kollegen auf, die Tagesordnung einzuhalten und auf die von den 
Mitgliedern des Europäischen Parlaments gestellten Fragen zu antworten.

Herr Hamiti erwähnt, dass derzeit die Notwendigkeit bestehe, sowohl die UN Resolution Nr. 
1244 als auch den Verfassungsrahmen für den Kosovo möglichst noch vor den nächsten 
Parlamentswahlen zu ändern. Natürlich sei das derzeitige Verhältniswahlrecht für die kleinen 
politischen Parteien selbstverständlich von Vorteil, jedoch ermöglicht dies andererseits die Wahl 
von Personen, die sich dann als unfähig erwiesen, Verantwortung im Parlament zu übernehmen.
Wenn das System nicht geändert werde, werde es künftig zu neuen Zusammenstößen und 
Verwirrungen kommen!
Er bedauert, feststellen zu müssen, dass er im Moment im Lichte der schwierigen Beziehungen 
zwischen ethnischen Gruppen in der Provinz nicht daran glaubt, dass der Kosovo die 
gewünschten Standards erreichen wird.
Auf jeden Fall müsse eine Entscheidung über den Status des Kosovo auch aus wirtschaftlichen 
Gründen getroffen werden.

Herr Dugolli erläutert die verwirrende institutionelle Situation im Kosovo, an den verschiedene 
Akteure beteiligt seien: parallele von Belgrad eingerichtete Strukturen, die provisorischen 
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Selbstverwaltungsinstitutionen des Kosovo, die "quasi Monarchie" der "UNMIK" und die 
Behörden Serbiens. Bei dieser komplizierten Situation möchte er betonen, dass seine Partei sehr 
genau weiß, was sie will: einen unabhängigen und souveränen Staat. Für ihn sei es nicht 
akzeptabel und zudem unverständlich, dass die serbischen Behörden immer noch dabei sind zu 
klären, was mit den verschwundenen ethnischen Albanern geschehen ist, oder dass die im 
Kosovo lebenden Serben weiterhin nationalistische Führer wie Seselj unterstützen.
Persönlich vertritt er die Auffassung, dass der Kosovo bereits ein sehr gutes Beispiel für den 
Schutz von Minderheiten ist, wenn nicht sogar das beste in der Welt.

Herr Daci betont, dass während der Milosevic-Ära das gesamte Eigentum des Kosovo, das 
gesamte Vermögen der Banken, Versicherungen und Unternehmen gestohlen wurde. Im 
Ergebnis dessen sei der Kosovo zum Zeitpunkt des Eintreffens der internationalen Gemeinschaft 
in eine Wüste verwandelt worden, es sei kein Vermögen vorhanden gewesen. Er bedauert dies 
feststellen zu müssen, obwohl Kosovo in der Vergangenheit an erster Stelle bei der 
Zinkproduktion im Europas stand.
Derzeit müsse der Kosovo sein Eigentum privatisieren, nicht mehr und nicht weniger als das.
Jedoch hätten die provisorischen Institutionen zu wenig Kompetenzen und Machtbefugnisse.
Beispielsweise könne der Minister für Finanzen nicht mal den Haushalt der Provinz verwalten!  
Letztendlich sei es die UNMIK, die alle Entscheidungen getroffen habe! Er betont, dass die 
Selbstverwaltungsinstitutionen nicht hinnehmen können, durch die UNMIK als Sklaven 
behandelt zu werden, und dass ihnen definitiv größere Kompetenzen zugestanden werden 
müssen.
Außerdem hätten die provisorischen Institutionen des Kosovo wegen der Haltung der Serben, 
die keinen konstruktiven Meinungsaustausch über die Standards führen wollten, viel wertvolle 
Zeit verloren. Im Moment hätten sechs Parteien im Parlament den Standards zugestimmt, jedoch 
seien wegen der Serben keine Fortschritte möglich!

Herr Savic fordert seine Kollegen auf, auch andere Gesichtspunkte zu berücksichtigen: wer hat 
wem in den vergangenen fünf Jahren in Kosovo etwas gestohlen?

Herr Haliti bedauert die katastrophale politische und wirtschaftliche Lage im Kosovo. Es 
bestünden keine Beziehungen zwischen Parlament und Regierung, Parlamentarier seien nicht in 
der Lage, sich mit den Problemen der  Gemeinden zu beschäftigen, die Arbeitslosenrate liege 
bei 60% und die Privatisierung schreite überhaupt nicht voran.

Herr Ivanovic erläutert, indem er auf die Frage der Inventarisierung von Eigentum zurück 
kommt, dass einige Eigentümer nicht zur Zusammenarbeit bereit sind, da sie nicht die 
entsprechenden Unterlagen haben, und die Verwaltung ihnen diese nicht bereitstellen kann.
Deshalb sollten die provisorischen Institutionen, bevor sie nach mehr Machtbefugnissen fragen, 
die erforderlichen Kenntnisse und Erfahrungen sammeln um diese Macht ausüben zu können.

3.  Minderheiten im Kosovo

Herr Daci stellt fest, dass die Repräsentanten der Minderheiten 29 von 120 Sitzen in der PVK 
belegen.  Wenn diese Zahl mit der Zahl der serbischen Repräsentanten während der Milosevic-
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Ära verglichen wird (er zählt einige statistische Angaben auf) und wenn berücksichtigt wird, 
dass noch immer mehr als 100.000 Serben im Kosovo leben, entsteht das Gefühl, dass gar nicht
so viele geflohen seien. Im Kosovo werde eine Politik der "positiven Diskriminierung" 
ausgeübt, beispielsweise sind alle Minderheiten der Provinz im Parlament vertreten, was an 
keinem anderen Ort der Welt der Fall sei. Natürlich sei es wünschenswert, dass die 
Minderheitenrepräsentanten ihr Mandat nach den europäischen Normen für Demokratie 
ausüben.  Die Behörden des Kosovo hätten kürzlich den serbischen Flüchtlinge angeboten, 
zurückzukehren, was ein historisches Ereignis gewesen sei. Bei der Gewährleistung der sicheren 
Rückkehr derjenigen, die dies wünschten, waren die Behörden des Kosovo jedoch mit einer 
Mauer des Widerstands seitens der UNMIK konfrontiert und es war ihnen auf Grund fehlender 
Kompetenzen nicht möglich, effektiv zu handeln. Außerdem war es notwendig, Verständnis für 
die Haltung der in einigen Gebieten der Provinz lebenden ethnischen albanischen Bevölkerung , 
wie in Gnjlane, aufzubringen, die während des Konflikts fast vollständig vertrieben wurde, und 
die tragische Ereignisse, wie die Verbrennung lebender Menschen miterleben musste.
Verständlicherweise sei es jetzt sehr schwierig, sie davon zu überzeugen, dass es notwendig sei, 
einen "technischen" Dialog mit den Serben zu führen.
Es sei jetzt jedoch unbedingt notwendig, im Parlament und den anderen Institutionen des 
Kosovo eng zusammenzuarbeiten,  und die Serben müssten ihren Boykott aufgeben. Natürlich 
könne auch jeder die extreme Armut, in der die Serben in den Enklaven leben, erkennen. Er ist 
davon überzeugt, dass sich jeder über die zu leistende Arbeit für das Wohl Kosovos Gedanken 
macht und sich ihr verpflichtet fühlt.  

Herr Ivanovic stimmt dieser Art der Darstellung der Situation nicht zu. Es sei falsch, weiterhin 
in die Vergangenheit zu blicken, stattdessen sei es notwendig, in die Zukunft zu schauen!  Jetzt 
habe die albanische Bevölkerung die Situation im Kosovo ausgenutzt und die vorgelegten 
statistischen Angaben seien falsch!  Deshalb sei es ungerecht und reine Rhetorik, die Serben zu 
beschuldigen, für die Verzögerungen und den fehlenden Fortschritt im politischen Dialog in der 
Wirtschaft verantwortlich zu sein. Zunehmende Spannungen zwischen den 
Bevölkerungsgruppen erhöhten auch die Furcht der Bewohner der Enklaven. Natürlich könne 
die serbische Regierung diese Situation nicht einfach negieren und setze die Menschen mit der 
Frage unter Druck; wie die serbische Minderheit im Fall einer Unabhängigkeit des Kosovos 
dort leben solle!  Er bedauert sagen zu müssen, dass Zwischenfälle bereits vorhersehbar waren.

Frau Pack bittet, die Aussprache etwas gemäßigter zu führen und die aktuelle Lage zu 
betrachten. Die Sicherheit im Kosovo sei besser als vor einem Jahr. Die Furcht einer Minderheit 
darf ihrer Auffassung nach nicht darin bestehen, getötet, sondern Bürger zweiter Klasse zu 
werden.  Deshalb benötigten die Minderheiten im Kosovo konkrete Maßnahmen, um ihnen zu 
helfen dieses Problem zu lösen. In diesem Zusammenhang erkundigt sie sich, ob die 
Minderheiten bezüglich der sozialen und gesundheitlichen Dienste gleich behandelt werden.

Frau  Gas teilt die Auffassung von Frau Pack, dass die Bürger, die einer ethnischen Minderheit 
angehören, im Kosovo entsprechend dem internationalen Menschenrechtsübereinkommen 
gleiche Rechte haben müssen. Leider sei im Bildungsbereich die Zahl der für Kinder aus 
Minderheiten organisierten Schulklassen niedriger als erforderlich, was mit dem erwünschten 
Standard eines multi-ethnischen Kosovo nicht vereinbar sei.
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Herr Bajrami stellt fest, dass trotz eines Anti-Diskriminierungsgesetzes im Kosovo und dem 
eindeutig geäußerten Willen, die konstruktive Teilnahme von Minderheiten am politischen 
Leben zu unterstützen, die Serben kein wirkliches Interesse dafür gezeigt haben.

Baroness Ludford gibt zu bedenken, dass es unabhängig von dem Gesagten, Berichte über die 
Nichteinhaltung der zur gerechten Behandlung der Minderheiten verabschiedeten Regelungen 
gibt: beispielsweise heißt es in einem neuen Bericht der Vereinten Nationen, dass 
Verwaltungsdokumente und Informationen nicht regelmäßig in den beiden Hauptsprachen 
vorliegen würden.

Herr Daci antwortet darauf, dass der Bericht der Vereinten Nationen nicht ganz gerecht sei.  
Beispielsweise arbeite die PVK in beiden Sprachen, obwohl die Qualität einiger Übersetzungen 
schlecht sei.

4.  Rolle der internationalen Gemeinschaft

Herr Daci bestätigt, dass die provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen des Kosovo 
tatsächlich mit den von der internationalen Gemeinschaft geschaffenen Institutionen 
zusammenarbeiten möchten, dazu müssten sie jedoch ein besseres Netzwerk von Kontakten 
aufbauen und mehr Verantwortung erhalten. Er stellt fest, dass Herr Solana über diese 
Erfordernisse informiert ist und dass er versprochen hat, durch die Herstellung engerer Kontakte 
zu helfen.

Herr Hyseny ist der Auffassung, dass das Europäische Parlament eine aktivere Rolle in der 
Parlamentarischen Versammlung des Kosovo spielen sollte.

Frau Pack antwortet darauf, dass im Moment im Rahmen eines von der Europäischen Agentur 
für Wiederaufbau initiierten Programms Mitarbeiter des Parlaments geschult werden. Außerdem 
freut sie sich, dass nach den Wahlen des neuen Europäischen Parlaments im Sommer 2004 eine 
kleinere Delegation für die Beziehungen mit einem etwas kleineren Teil Südosteuropas zu 
erwarten ist, wodurch etwas intensivere Beziehungen mit den Kosovo ermöglicht werden.

Herr Daci dankt ihr für diese Information und das Versprechen.

Herr Hamiti teilt die Meinung, dass  zwischen der PVK und dem Europäischen Parlament ein 
echter politischer Dialog hergestellt und intensiviert werden sollte und erinnert daran, dass der 
PVK bereits Beziehungen mit dem Deutschen Bundestag, dem französischen Parlament und 
dem Kongress der Vereinigten Staaten aufgenommen hat.

5.  Dialog Belgrad – Pristina und Aussichten für die Zukunft des Kosovo

Aus Zeitgründen wird dieser Punkt nicht behandelt.
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6. Verschiedenes

Herr Savic beschwert sich über die schlechte Qualität der serbischen Übersetzung der 
Dokumente für dieses Treffen und darüber, dass die Einladung weder Ort noch Zeit des Treffens 
enthielt.

* * * *

Schluss des Treffens: 18.02 Uhr
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